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Öffentliches Recht

Das Lehrbuch bereitet den gesamten examensrelevanten Stoff 
des Öffentlichen Rechts für Studierende im Freistaat Bayern 
systematisch auf. Dabei orientiert sich die Stoffauswahl auch 
an einer Auswertung der Klausuren in der Ersten Juristischen 
Staatsprüfung in Bayern seit 1990. 

Die einzelnen Bereiche des Öffentlichen Rechts sind nicht 
isoliert, sondern in ihrem wechselseitigen Bezug zueinan-
der dargestellt. Durch dieses didaktische Konzept wird das 
Gesamtsystem des Öffentlichen Rechts für den Leser erkenn-
bar und verständlich. Systemverständnis und Strukturwissen 
sind der entscheidende Schlüssel für ein erfolgreiches Staats-
examen – auch ohne »Repetitor«!

Das Lehrbuch vermittelt Lösungsstrategien und Gliede-
rungsvorschläge für alle in der Examenspraxis relevanten 
Klausurtypen. Für sämtliche Klage- und Verfahrensarten 
des Verfassungs-, Verwaltungs- und EU-Prozessrechts sind 
ausführlich kommentierte Aufbauschemata eingearbeitet. 
Detaillierte Prüfungsübersichten anhand von Fällen und 
Beispielen zu allen prüfungsrelevanten Rechtsakten sowie 
zu den Ansprüchen des Staatshaftungsrechts erleichtern 
die Examensvorbereitung auch für Studierende in anderen 
 Bundesländern zusätzlich.
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Vorwort zur 3. Auflage

Auch die zweite Auflage dieses Lehrbuches zur Examensvorbereitung im
Öffentlichen Recht ist von den Studierenden nicht nur in Bayern, sondern
auch darüber hinaus gut aufgenommen worden. Die Entwicklung des Öffent-
lichen Rechts in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur hat eine dritte
Auflage notwendig gemacht, die sich auf dem Stand März 2022 befindet.
Dabei wurde die grundsätzliche Konzeption und Zielsetzung des Buches, näm-
lich das für das Verständnis des Öffentlichen Rechts notwendige Struktur- und
Systemwissen zu vermitteln, unverändert gelassen (vgl. dazu näher das nach-
stehend abgedruckte Vorwort zur Erstauflage).
Ein herzliches Wort des Dankes für die konstruktive Mitarbeit an der Neuauf-
lage gilt meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Frau Eva Schneider, Frau
Sarah Stolz, Herrn Maximilian Bode, Herrn Felix Heller, Herrn Victor Struzina,
Herrn Julius Wenner sowie Herrn Peter Wiedemann.
Sehr gefreut habe ich mich wiederum über viele mündliche und schriftliche
Anregungen von Studierenden, die in die Neuauflage eingeflossen sind. Für
Rückmeldungen von Seiten der Leserinnen und Leser bin ich auch weiterhin
sehr dankbar: josef.lindner@jura.uni-augsburg.de.

Augsburg, im März 2022 Josef Franz Lindner

Vorwort zur 1. Auflage

Ziel dieses Lehrbuchs ist es, die Studierenden der Rechtswissenschaft bei der
Vorbereitung auf die Staatsprüfung zu unterstützen und den Besuch eines kom-
merziellen „Repetitors“ entbehrlich zu machen. Gegenstand des Lehrbuchs ist
der gesamte Pflichtfachstoff des Öffentlichen Rechts, wobei dem Europarecht
ein besonderer Stellenwert beigemessen wird. Orientierungspunkt war dabei
auch eine Auswertung der Examensklausuren, die seit 1990 im Freistaat Bayern
gestellt wurden.
Der zentrale konzeptionelle Ansatz dieses Lehrbuchs besteht darin, die einzel-
nen Bereiche des Öffentlichen Rechts (Staats- und Verfassungsrecht, Allgemei-
nes Verwaltungsrecht, Verwaltungsprozessrecht, Kommunalrecht, Polizei- und
Sicherheitsrecht, Baurecht) einschließlich des Europarechts nicht einzeln und
segmentartig abzuhandeln, sondern in ihrer wechselseitigen Bezogenheit aufei-
nander zu erfassen und darzustellen. Ein erfolgreiches Staatsexamen setzt nicht
in erster Linie die Anhäufung von Detailkenntnissen in den einzelnen
„Fächern“ voraus, sondern vielmehr das strukturierte Verständnis des Systems
des Öffentlichen Rechts insgesamt. Dieses System verständlich zu machen, aus
den vielen Einzelbausteinen das Mosaik des Öffentlichen Rechts hervortreten
zu lassen, ist das Kernanliegen dieses Lehrbuchs. Strukturwissen und System-
verständnis sind entscheidend dafür, dass auch ungewöhnliche Fallgestaltun-
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gen sachgerecht bearbeitet werden können – nicht nur in der Prüfung, sondern
auch später in der beruflichen Praxis.
Das Buch wendet sich daher nicht an Studienanfänger. Es ist vielmehr konzi-
piert für fortgeschrittene Studierende, die sich die Pflichtfachbereiche des
Öffentlichen Rechts (einschließlich des Europarechts) durch den Besuch von
Vorlesungen und durch die Lektüre seriöser Lehrbücher bereits erschlossen
haben und ihre Kenntnisse in einer systematisierten Zusammenschau des
Öffentlichen Rechts vertiefen wollen. Insoweit könnte das Buch auch für Refe-
rendarinnen und Referendare bei der Vorbereitung auf die Zweite Staatsprü-
fung nützlich sein.
Das Öffentliche Recht ist zu einem großen Teil Landesrecht. Weite Teile des
Allgemeinen Verwaltungsrechts, das Kommunalrecht, das Polizei- und Sicher-
heitsrecht sowie das Bauordnungsrecht bestehen ganz überwiegend aus landes-
rechtlichen Regelungen. Dies gilt selbstredend auch für das im Staatsexamen
nicht selten geprüfte Landesverfassungsrecht. Da die 16 Landesrechte mitunter
in erheblicher Weise voneinander abweichen (man denke nur an das Kommu-
nalrecht oder das Polizei- und Sicherheitsrecht), ist eine Darstellung, die alle
Landesrechte vereinigen würde, weder räumlich möglich noch fachlich seriös
leistbar. Wie manches Lehrbuch mit „gemeindeutschem“ Anspruch zeigt,
müsste auch eine noch so ambitionierte Zusammenschau aller Landesrechte
(selbst unter ausgefeilter Fußnotentechnik) zwangsläufig nivellierend wirken
und (selbst examensträchtigste) Spezifika des Landesrechts ausblenden. Dies
wäre einer gründlichen Examensvorbereitung abträglich. Als Examenskandidat
sollte man sich stets vor Augen halten, dass sehr viele Aufgabensteller im jewei-
ligen Landesrecht „zu Hause“ sind und aus diesem heraus die Prüfungsaufga-
ben und Lösungsskizzen erstellen.
Vorliegendes Lehrbuch konzentriert sich daher auf ein Landesrecht, nämlich
das des Freistaates Bayern. Es ist allerdings auch für Studierende in anderen
Ländern nutzbar, wenn bei der Lektüre die Besonderheiten des bayerischen
Öffentlichen Rechts durch diejenigen des Rechts des jeweiligen Landes ersetzt
werden.
Zu den übrigen konzeptionellen Aspekten dieses Lehrbuchs, insbesondere zur
Auswahl von Fällen, Beispielen, Aufbauschemata sowie zum Nachweis von
Rechtsprechung und Literatur darf auf die Einführung (Rn. 5 ff.) verwiesen wer-
den. Das Buch ist auf dem Rechtsstand vom Juli 2012. Anregungen und Kritik
sind jederzeit gerne willkommen, auch per E-Mail an josef.lindner@jura.uni-
augsburg.de.
Ein besonderes Wort des Dankes darf ich an Herrn Dr. Arnd-Christian Kulow
richten, der das Konzept dieses Lehrbuchs von Anfang unterstützt und im Ver-
lag Boorberg mit auf den Weg gebracht hat. Meiner Mitarbeiterin, Frau Rauni
Ahammer, danke ich für vielfältige Anregungen, für die kritische Durchsicht
des gesamten Textes und nicht zuletzt für die systematische Auswertung der
Examensklausuren, die im Freistaat Bayern seit 1990 gestellt wurden. Gewid-
met sei das Buch meiner Familie als Dank für Geduld und Unterstützung.

München, im August 2012 Josef Franz Lindner
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